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Verkündet am
_ {

Beklagte und Revisionsklägerin9

110August1965 '

}
gegen

Kläger und Revisionsbeklagtcr9

hat der 40 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 110 August 1965 durch

Senatspräsident P e n q u i t t
,

Vorsitzender‚

Bundesrichter M e l l w i t z und

Bundesrichter Dr„ E c k e r „
' "

Bundessozialrichter Dro K a i s e r und

Bundessozialrichter B r i n k m a n n ’

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landessozial—
gerichts Hamburg vom 8„ Mai 1962 wird zurück—

gewiesen„.

‘Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten des

Revisionsverfahrens zu erstatten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„___—g-?

Die beklagte Versieherungsanstalt hat es abgelehnt,
dem Kläger, der Ruhestandsbeamter ist, das beantragte

vorzeitige Altersruhegeld zu gewähren. Der Kläger hat

den Anspruch auf © 1248 Abs. 2 der Reichsversicherungs-

ordnung (EVO) gestützt und ausgeführt, daß ihm die Rente
zustehe, weil er das 60. Lebensjahr vollendet habe

— er ist 1901 geboren — und er vor der Antragstellung

länger als ein Jahr ununterbrochen arbeitslos gewesen
sei. — Die versicherungsreehtlichen Anspruchsvoraus—

setzungen sind erfüllt.

Die Beklagte hat dagegen die Auffassung vertreten. daß

der Kläger nicht als arbeitles angesehen werden könne.

Für einen Beamten, der auf Lebenszeit in das öffentliche

Dienstverhältnis berufen worden sei und der das Recht

auf lebenslangliche Versorgung habe, gebe es kein ver—

sicherbares Risiko der Arbeitslosigkeit.

Der Kläger war 1939 in das Beamtenverhältnis bei der

Deutschen Reichsbahn übernommen werden. Vorher hatte

er als Reichsbahnarbeiter der Rentenversieherung der

Arbeiter angehört. Ende 1959 war er wegen Dienstunfähig—
keit in den Ruhestand versetzt werden; jedoch war er

damals noch nicht berufsunfähig im Sinne des @ 1246

Abs. 2 RVO. Vielmehr hatte die Beklagte nach Anhörung

ärztlicher Sachverständiger angenommen, der Kläger sei

noch imstande, regelmäßig und ganztägig einfache9
körperlich leichtere Arbeiten zu verrichten. _ Der

Kläger meldete sich nach seiner Pensionierung regel—

mäßig als Arbeitsuchender beim Arbeitsamt und bewarb

sich außerdem immer wieder bei verschiedenen Arbeit—

gebern um eine Beschäftigung. Er vermochte jedoch keine

seinen Fähigkeiten und eingeschränkten Körperkräften

angemessene Erwerbsquelle, z.B. als Bote, Pförtner,

Wächter, Lagerarbeiter, zu finden.
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Die Klage hatte in den ersten beiden Rechtszügen Erfolg°

Das Landessozialgericht (BSG) entnahm —bei der Prüfung,
ob die Voraussetzungen des 5 1248 Abs, 2 BVD erfüllt seien —
die Grundzüge des Begriffs der Arbeitslosigkeit, die es im

Falle des Klägers für gegeben ansah, aus dem Gesetz über

die Arbeitsvcrmittlung und Arbeitslosenversieherung (AVAVG)°
Von dem dort bestimmten Begriff nahm es jedoch einige Tat—

bestandsmerkmale aus° So sei für den Anspruch auf das vor—

zeitige Altersruhegeld nicht zu fordern, daß der Renten—

bewcrbcr vor der Zeit seiner Arbeitslosigkeit als Arbeit—.

nehmer in Beschäftigung gestanden habe (5% 75, 85 AVAVG),
wie es das Gesetz für die Gewährung von Leistungen aus der

Arbeitslosenversichcrung verlangc° Das LSG meint, daß das,

was das Bundessozialgcricht (BSG) insoweit in bezug auf den

thcgcldanspruch von Hausfrauen ausgeführt habe (BSG 15,

131; 18, 287), auf Ruhestandsbeamte erst recht zutreffeo
Die Diersttätigkeit eines Beamten falle an sich unter den

Begriff der rentcnvcrsicherungspflichtigen Beschäftigung

und sei nur kraft ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift

von der Beitragspflicht freigestellt, Das Berufungsgericht

hat festgestellt, daß der Kläger zur Aufnahme einer Erwerbs—

arbeit bereit war, aber keine habe finden können und daß

sein Kräfte— und Gesundheitszustand sowie sonstige Umstände

ihn nicht hindertcn, eine Beschäftigung im Rahmen der üb—

lichen Arbeitsmarktgcgebenheiten zu übernehmen,

Die Beklagte hat die von dem LSG zugelassene Revision
eingelegt und beantragt, die angefochtenen Urteile auf—

zuheben und die Klage abzuweiscno

Der Kläger hat beantragt, die Revision zurückzuweiseno

Die Revision ist unbegründet° Es ist nicht schlechthin
auszuschließen, daß ein Ruhestandsbeamter arbeitslos in

dem Sinne sein kann, in dem dieser Begriff in 5 1248 Abs02

RVO gemeint ist°
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Das Berufungsgericht ist zur
Bestimmung dieses im Recht

der Rentenversicherung nicht definierten Begriffs von

den @@759 76 AVAVG ausgegangen° Dabei hat es in Über—

einstimmung mit mehreren Entscheidungen des BSG (BSG 18,

287; 20, 190) angenommen, daß für das Recht der Renten—

versicherung @ 75 AVAVG nicht in seiner ganzen Strenge

und in seinem ganzen Umfangs Platz greifeo Es sei nicht

notwendig, daß der Versicherte bisher, und zwar in einer

nicht zu weit zurückliegenden Zeit9 einer Arbeitnehmer—

tätigkeit nachgegangen seia Eine solche Forderung könnte,

zwar der Gesetzesfassung “wer berufsmäßig in der Haupt—

sache als Arbeitnehmer tätig zu sein pflege, aber vorüber—

gehend nicht in einem Besehäftigungsverhältnis stehe"
Ü entnommen werden, als Anspruchsvoraussetzung für das

Altersruhegeld genüge es aber, daß der Versicherte dene

Entschluß zur Aufnahme abhängiger Arbeit gefaßt habeo

Gegen diese Auffassung hat die Revision Bedenken erhoben,

wie sie auch in der Entscheidung des 1° Senats des BSG

vom 29„ Iai 1963 — 1 RA 82/60 - geäußert werden sind„
Die vom Berufungsgericht vertretene Auffassung ist in der

Tat nicht denkriehtigu Sie läßt_sieh nicht mit dem — eben—

falls in der Rechtsprechung entwickelten — Gedanken verein—

baren, daß das Tatbestandsmerkmal Arbeitslosigkeit in

5 1248 Abs° 2 RVG dem Begriff zu entlehnen sei, der für
das Recht der Arbeitslosenvereicherung geprägt werden

ist, und daß es sogar genau darauf ankomme, was auf diesem

Rechtsgebiet jeweils beim Eintritt des Versicherungsfalles

gelte (BSG 14„ 53; 15, 131)° Wenn in © 1248 Abe„ 2 RVO'
eine Verweisung auf das AVAVG in einer derart präzisen,

auf bestimmte Gesetzesbestimmungen "gezielten" Weise

gemeint wäre, dann darf man den Kerntatbestand dieser

Vorschriften bei ihrer Anwendung im Rentenversicherungs—

recht nicht antasteno Soll jedoch das Arbeitslosenvcrsi—

cher ngsrecht nur mehr oder minder unverbindliche Finger—\
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zeige geben, dann kommt es aber auf die zu einer bestimmten

Zeit geltenden Vorschriften des AVAVG nicht ans

Zu den wesentlichen Grundzügen, die den Begriff der Arbeits—

losigkeit bilden‚ gehört sowohl nach dem Gesetzeswortlaut

(@@75 Abs° 1, 145 AVAVG) als auch nach der Absicht des
Gesetzgebers der Nachweis der Arbeitnehmereigenschaft„

Diese muß in der Regel, um nicht bloß vorgegeben, sondern

erwiesen zu sein, in jüngerer Vergangenheit durch eine

— wenn auch verhältnismäßig kurze — entlohnte Beschäftigung

verwirklicht gewesen sein (Begründung zum Regierungsentwurf

des AVAVG, Drucks° 1274 — .2„Wp„9 1953 — S0 889 89 und zu
@ 87 a)o Das Merkmal der Arbeitnehmereigenschaft ist keine

unbedeutende Beiläufigkeit9 von der man sich für das Recht

der Rentenversicherung lösen darf° Läßt man es allein beim

Entsehluß zur Ausführung fremdbestimmter Lohnarbeit genügen,

so wird die objektive Seite des Tatbestandes vernachlässigt;

es wird lediglich auf Tatbestandsmerkmale Bezug genommen9

welche nicht die Arbeitslosigkeit (@ 75 AVAVG)‚ sondern
die "Verfügbarkeit" bedingen (@ 76 AVAVG)°

Auch nach der Ansicht des erkennenden Senats ist es richtig,

die Verfügbarkeit mit in den Begriff der Arbeitslosigkeit

LS° des 5 1248 Abs° 2 RVG hineinzuziehen° Das entspricht dem
Plan‚ nach dem das AVAVG, das zur Deutung mit herahzuziehen

ist, angelegt ist.: In diesem Gesetz sind die Erfordernisse

der Verfügbarkeit nicht aus begrifflichen Gründen aus der

Definition des @ 75 herausgenommen und in 5 76 gesondert

aufgeführt werden° Die eigene Vorschrift des % 76 erklärt

sich vielmehr aus der Zielsetzung der Arbeitslosenversiohe—

rung° Diese ist bestrebt, die Arbeitslosigkeit in erster

Linie durch Vermittlung von Arbeit zu beenden; die Schadens—

vergütung durch Geldleistung steht erst an zweiter Stelle
(5 36 AVAVG)„ Diesen subsidiären Charakter des Anspruchs

auf die Geldleistung wollte der Gesetzgeber äußerlich da—

durch unterstreichen9 daß er die Bestandteile der Vermitt—
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lungsfähigkeit gesondert — logisch vorab — bestimmte und—

dann außerdem die noch nicht genannten Voraussetzungen der

Arbeitslosigkeit behandelte (Begründung zu 5 88 des

Regierungsenthrfs aaO So 119)° Daraus folgt9 daß die

den Begriff Arbeitslosigkeit kennzeichnendcn Faktoren

— anlehnungsweise — sowohl aus dem @ 75 als auch aus dem

5 76 AVAVG zu entnehmen sind°

Der erkennende Senat bestimmt bei seiner Entscheidung im
gegenwärtigen Rechtsstreit den Begriff der Arbeitslosig-

keit nicht ausschließlich aus den 5% 759 76 AVAVGO Denn

an dieser Stelle gibt das Gesetz die Begriffsmerkmale

nicht abschließend und “umfassend” wieder (Begründung zum
Regierungscntwurf aaO 80 81 f), sondern wählt bloß Tat—

bestandsteile aus, die es als Voraussetzungen für den
Anspruch auf Arbeitslosengeld brauchto Darauf beschränkt

sich erkennbar auch 5 75 Abs° 1 AVAVG, indem dort aus—
gesprochen wird, daß es an dieser Stelle des Gesetzes um
die Arbeitsl0sigke t "im Sinne" einer einzelnen Vorschrift?

nämlich "des @ 74 Abs° 1 AVAVG“ gehe° Soweit es aber auf

die Arbeitnehmereigcnschaft als Voraussetzung der Arbeits—

losigkeit ankommt9 wird man das Nähere im Gesetz nicht

nur in den 55 74 und 75 AVAVG finden° Dort erübrigt sich

ein genaueres Eingehen auf diese Anspruchsbedingung‚ weil‚

das in diesen Vorschriften behandelte Arbeitslosengeld

nur derjenige erhält, der außerdem die Anwartschaftszcit

in der Arbeitslosenversioherung erfüllt hat (S5 74 Abs„ 1,
85 AVAVG)° Die Arbeitnehmerqualität hat dagegen als Grund—

lage für den Anspruch auf Arbeitslosenhilfe unmittelbare

Bedeutung° In diesem Zusammenhang, namentlich in 5 145

AVAVG, bringt das Gesetz zum Ausdruck, daß das Arbeitneh—

mersein von Umständen abhängt, die in einer nicht länger

_zurücklicgenden Zeit verwirklicht sein müssen (Begründung

zu % 141 a Regierungs€ntwurf‚ sg 155; Schriftlicher Bericht
des Ausschusses für Arbeit, Drucks° 2101 — 2° Wp° 1953 —
zu @ 141 &, So 4)° In dieser Vorschrift verlangt das Gesetz
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zur Anerkennung der Arbeitnehmereigenschaft eine bestimmte

Mindestarbeitszeit vor der Arbeitslosmeldung° Das ist auch

bei der Anwendung des 5 1248 Abs, 2 EVO zu berücksichtigen„

Aus 5 145 Abs, 1‘,Nrf{ 4 ur'1d”Absi5-YAVAVGund"der ’
zur Ergänzung dieser Vorschriften ergangenen 50 Durchführungs—

verordnung vom 22, Mai 1958 (BGBl I 377) —hier: 5 3 Nro 2 -

ergibt sich, daß ein Beamter nicht Arbeitnehmer ist, weil

er■nichtüinh■entlohnter Besehäftigung" steht; 555 diesen

Vorschriften folgt aber, daß der Dienst des Beamten an die

Stelle der entlohnten Beschäftigung tritt° Der Beamte wird

für den Anspruch auf Arbeitslosenhilfe vom Gesetzgeber so

angesehen, als pflege er berufsmäßig in der Hauptsache wie

ein Arbeitnehmer tätig zu sein°

Diese Regelung kann unbedenklich bei der Anwendung des
5 1248 Abs° 2 RVO übernommen werden, Der Kreis der schutz—

bedürftigen Personen wird durch das Erfordernis der voraus—

gegangenen entlohnten Beschäftigung eingegrenzto Dieses

Erfordernis soll die mißbräuchliche Ausnutzung der Arbeits—

losenversicherung verhindern, Über diesen Personenkreis

hinaus können im Verordnungswege weitere, nach der Lebens—

erfahrung ebenfalls der gesetzgeberischen Vorsorge bedürf—

tige Personengruppen einbezogen werden (dazu BT—Druckso

2101 zu 5 141 a Abs° 3, S, 4), Zu diesen Personen werden die
Ruhestandsbeamten gerechnet° Daß ein Beamter, der vor Errei—

chen der Altersgrenze in den Ruhestand versetzt werden ist,

bestrebt ist, sich für die Einbuße an Gehalt einen Ausgleich

zu schaffen, indem er die ihm verbliebene Arbeitskraft aus—

nutzt, ist rechtlich zulässig (Plog/Wiedow, Komm, z° Bundes—

beamtengesetz Anm° 8 zu 5 35 BBG) und üblich, Das positive

Recht der Arbeitslosenversicherung, das dies anerkannt,

beruht damit auf Erwägungen, die keine Besonderheit dieses

Versicherungszweigs wiederspiegeln, sondern eine generell

zutreffende Interessenbewertung und Tatbestandsbegrenzung

darstellen° — Wendet man diese Regelung auf den Fall des
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Klägers an, dann läßt sich die Anwendung des @ 1248 Absc 2

BVD auf seine Person nicht von vornherein ausschließen°

Die übrigen Feststellungen des Berufungsgerichts, insbeson—

dere zur Vermittlungsfähigkeit und Arbeitsbereitschaft des

Klägers sowie zu seinem Leistungsvermögen, die rechtlich
einwandfrei getroffen und keinen Revisionsangriffen aus—

gesetzt sind, reichen aus zu entscheiden, daß der Tat—

bestand der Arbeitslosigkeit im Sinne des @ 1248 Abs„ 2

EVO erfüllt war° Da auch die sonstigen Voraussetzungen.

dieser Vorschrift gegeben waren, war der Anspruch auf das
vorzeitige Altersruhegeld gerechtfertigt°

Bei dieser Entscheidung hat sich der Senat von einer Auf—

fassung leiten lassen, die sich nicht vollständig mit den

Erwägungen deckt, welche bislang die Auslegung des 5 1248

Abs„ 2 BVD durch das BSG beherrsclt haben (vgl; BSG 20‚ 190;

BSG SozR @ 1248 RVONr° 33)° Auf das Ergebnis des gegenwär—
'tigen Rechtsstreits wirkt sich indessen der Weg, der bei der

Interpretation des Begriffs der Arbeitslosigkeit (@ 1248

Abs„ 2 BVG) eingeschlagen wird‚ nicht aus° Deshalb ist es

nicht erforderlich, den Großen Senat nach 5 42 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGS) anzurufena Der Senat hat zwar erwo-

gcn, ob er die offenen Fragen dem Großen Senat gemäß @ 45

SGG Verlegen solle° Er hat hiervon jedoch abgesehen und

es für angebrachter gehalten, die Möglichkeiten der Erfah—

rungs— und Meinungsbildung nicht vorzeitig einzuengcn und

erst die unterschiedlichen Ansichten darüber, was unter

"arbeitslos" in 5 1248 Abso‚2 RVG zu verstehen ist, mit

ihren praktischen und theoretischen Auswirkungen zu Tage

treten zu lassen° '
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Die Revision war mit der auf 5 193 Abs„ 1 SGG beruhenden

Kostenentscheidung zurückzuweisen°
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